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Künftige Verfassung bekennt sich zur Kirche
Der Verfassungsrat wehrt liberale und linke Angriffe auf die Finanzierung von katholischen und reformierten Religionsgemeinschaften ab. 

Fabio Pacozzi

Zum ersten Mal nach langem, 
coronabedingtem Exil tagten 
die Verfassungsräte gestern wie-
der in der Kantonshauptstadt. 
Vor dem prominent angebrach-
ten Kruzifix im Sittener Gross-
ratssaal debattierten die Abge-
ordneten darüber, wie das Ver-
hältnis von Kirche und Staat in 
der zukünftigen Kantonsverfas-
sung geregelt werden soll. 

Schlussendlich gelang es 
den liberalen und linken Kräf-
ten wieder nicht, die bürgerli-
che Phalanx zu durchbrechen, 
die stramm hinter der Kirche 
steht. So erhielt der Vorschlag 
der FDP einer freiwilligen und 
jährlich zu bekräftigenden Kir-
chensteuer zu wenig Unterstüt-
zung. Zuvor hatte der Abgeord-
nete Côme Vuille vergeblich das 
heutige System kritisiert, bei 
dem von sich aus aktiv werden 
muss, wer von der Abgabe zu-
handen der Kirchen befreit wer-
den will. 

Schutz der Kirchen wird 
noch zwingender formuliert
Für die FDP sei zwar klar: Kul-
tusstätten wie Kirchen oder Ka-
pellen sollen aufgrund ihres kul-
turellen Nutzens für die Allge-
meinheit von der öffentlichen 
Hand unterstützt werden. Was 
jedoch die übrigen Ausgaben 
angehe, etwa die Löhne der 
Geistlichen, so dürften diese nur 
mehr durch Gelder jener Steuer-
zahler bezahlt werden, die dies 
auch explizit wünschten. Unnö-
tig zu erwähnen, dass ein sol-
cher Paradigmenwechsel so ei-
nige Pfarreien vor gröbere Pro-
bleme gestellt hätte.

Für das heutige System 
sprach sich Damien Luisier von 
der CVPU aus: Wenn nun plötz-
lich jeder wählen wolle, für wel-
che Zwecke er seine Steuergel-
der hergeben möchte oder 
nicht, öffne man die Büchse der 
Pandora. Die bürgerliche Mehr-
heit folgte ihm: Mit 66 Ja- zu  
49 Nein-Stimmen bei drei Ent-
haltungen lehnte der Verfas-
sungsrat den Vorschlag der Li-
beralen ab.

In eine ähnliche Richtung zielte 
der Vorschlag der FDP, dass der 
Staat die Kirchen bei der Siche-
rung ihres religiösen Erbes le-
diglich «subsidiär» unterstützen 
soll. Öffentliche Mittel also nur 
dann gesprochen würden, wenn 
die Kirche ihr Erbe nicht selbst 
sichern kann. 

Allerdings konnten sich die 
Liberalen auch hier nicht durch-
setzen. Die künftige Verfassung 
sieht somit vor, dass der Staat 
die Kirchen «entsprechend sei-
nen Mitteln» unterstützt. Damit 
geht die neue Verfassung gar 
weiter, als es die heutige tut: In 
der noch geltenden Verfassung 
ist der Subsidiaritätsgrundsatz 
explizit verankert. Die zukünfti-
ge Kantonsverfassung baut den 
beiden öffentlich-rechtlich an-
erkannten Kirchen also ein fel-
senfestes Fundament. 

Dass schliesslich auch der 
Antrag der SPU, der Staat solle 

die Aufsicht über die Kirchen 
ausüben, chancenlos blieb, war      
abzusehen. 

«Im Namen Gottes…»
Bereits zuvor hatten die Verfas-
sungsräte eine Stunde lang dis-
kutiert, ob auch die neue Walli-
ser Kantonsverfassung mit «Im 
Namen Gottes des Allmächti-
gen» beginnen soll. Ein juris-
tisch unbedeutender, dafür aber 
umso symbolischerer Akt. 

Im Namen der CVPO sprach 
sich Paul Burgener für die Anru-
fung Gottes aus. Diese sei als Be-
kenntnis zur christlichen Tradi-
tion zu verstehen und drücke 
aus, dass neben Mensch und 
Staat noch eine weitere, höhere 
Macht existiere. 

Ganz anders sah dies das lin-
ke Lager. Vertreter der SP und des 
Appel Citoyen schlugen vor, die 
Verfassung möge mit «Wir (…), 
die wir an Gott glauben oder 

unsere Werte aus anderen Quel-
len schöpfen» eingeleitet wer-
den. Eine neutrale Formulierung, 
die alle Menschen anspreche, er-
klärte Jean-François Lovey. 

Und Madeleine Kuonen-Eg-
go von der Fraktion Zukunft 
Wallis, die vor allem aus Mitglie-
dern der SPO besteht, wies auf 
eine Befragung der Bevölkerung 
hin. Die Antworten hätten klar 
aufgezeigt, dass eine Mehrheit 
der Menschen keine Anrufung 
Gottes mehr in der Verfassung 
wünsche. 

Dem widersprach Kurt Re-
gotz: Eine Präambel mit der An-
rufung Gottes sei mehrheitsfä-
hig, so der CSPO-Mann. 

Im Verfassungsrat jedenfalls 
war sie das: 68 Abgeordnete ga-
ben der Variante mit der Anru-
fung des Allmächtigen den Vor-
zug, 50 Verfassungsräte lehnten 
sie ab, zwei enthielten sich. Da-
mit wird auch die neue Kantons-

verfassung mit «Im Namen Got-
tes» beginnen. 

Polpositionen ziehen nicht
Nebst der Religion drehte sich 
gestern vieles um die sogenann-
ten «allgemeinen Bestimmun-
gen» der Verfassung. Bezüglich 
der Staatsziele wollte die SPU 
etwa die «Erreichung der Klima-
neutralität» in die neue Verfas-
sung aufnehmen. Der Verfas-
sungsrat lehnte es allerdings klar 
ab, die Klimaneutralität als 
Staatsziel festzuschreiben. Statt-
dessen gab er einem breiter ge-
fassten Vorschlag der FDP den 
Vorzug, wonach der Staat eine 
«nachhaltige Entwicklung» för-
dern soll.

Polpositionen hatten auch 
bei der Frage der ausgewogenen 
Vertretung der Geschlechter 
keine Chance. Während die 
SVPU diesen Artikel ganz strei-
chen wollte – laut Fraktionschef 

Jean-Dominique Cipolla bräuch-
ten Frauen diesen Schutz über-
haupt nicht –, verlangte Zukunft 
Wallis, dass der Staat die ausge-
wogene Vertretung der Ge-
schlechter nicht nur fördert, 
sondern gar garantiert. 

Keiner der Vorschläge hatte 
eine Chance – in der neuen Kan-
tonsverfassung wird somit 
schlicht festgehalten, dass der 
Staat eine ausgewogene Vertre-
tung von Frauen und Männern 
fördert.

Mit Behörden in der Gebär-
densprache kommunizieren
Bald soll es auch Gehörlosen 
möglich sein, mit den Behörden 
zu kommunizieren: Die Verfas-
sungsräte nahmen gestern einen 
Artikel an, der die Behörden auf-
fordert, die Gebärdensprachen 
zu unterstützen. In ihrer Rede 
hatte etwa Cilette Cretton vom 
Appel Citoyen darauf hingewie-
sen, dass die Muttersprache ei-
niger Walliser weder Franzö-
sisch noch Deutsch, sondern 
eben die Gebärdensprache sei. 

Ein schöner Erfolg auch für 
das gute Dutzend Gehörloser, 
welche die Verfassungsräte am 
Vormittag vor dem Grossratsge-
bäude erwartet hatten, um für 
dieses Anliegen zu weibeln. 

Für einen kleinen Aufreger 
sorgte schliesslich der ehemali-
ge Landeshauptmann Edmond 
Perruchoud. Der SVP-Mann 
wies darauf hin, dass es gegen 
Bundesrecht verstosse, wenn 
bei Abstimmungen über künfti-
ge Verfassungsrevisionen die 
leeren Wahlzettel nicht für die 
Berechnung des absoluten 
Mehrs berücksichtigt würden. 
Das hätten inzwischen mehrere 
Rechtsgutachten bestätigt. 

Perruchoud kämpfte indes 
auf verlorenem Posten: Der Ver-
fassungsrat wollte ihm kein Ge-
hör (mehr) schenken – wohl 
auch, weil Perruchoud bereits 
zuvor bei praktisch jedem Votum 
das Wort ergriffen hatte. Den-
noch könnte diese Bestimmung 
im Bundesparlament noch für 
Probleme sorgen, sollte die neue 
Verfassung vom Walliser Stimm-
volk angenommen werden.  

Der Verfassungsrat rüttelt nicht am Besteuerungssystem zur Finanzierung der Walliser Pfarreien.� Bild: Keystone

Bezirke Siders und Leuk wollen die Zweisprachigkeit fördern
Wie gross ist das Interesse der Bevölkerung an der Zweisprachigkeit? Soll sie gefördert werden? Ein «Barometer» soll dies herausfinden.

Nur rund fünf Prozent der Wal-
liser sind zweisprachig und bei-
der Kantonssprachen mächtig. 
Etwa zehn Prozent der Schüle-
rinnen und Schüler machen 
einen Sprachaufenthalt im an-
deren Kantonsteil. Das ist deut-
lich über dem Schweizer Durch-
schnitt von drei Prozent. Aber 
nicht genug, sagt Jean-Marie  
Viaccoz, Präfekt des Bezirks Si-
ders: «Wir sind nur die Besten 
unter den Schlechten.»

Die Zweisprachigkeit soll 
nun weiter gefördert werden. 
Dies sagten Edi Kuonen, Präfekt 
des Bezirks Leuk, und Jean- 
Marie Viaccoz an der Pressekon-
ferenz vom Dienstagmorgen. 
Auch der Staatsrat hat die För-
derung der Zweisprachigkeit zu 
einem prioritären Anliegen ge-

macht. «Die Zweisprachigkeit», 
sagte Staatsrat Christophe Dar-
bellay, «ist Teil der DNA des 
Kantons Wallis.» Er begrüsst die 
Initiative der beiden Bezirke an 
der Sprachgrenze.

Die Region Mittelwallis ver-
füge dank ihrer Lage über die 
einmalige Gelegenheit, eine ef-
fektive Kultur der Zweisprachig-
keit schaffen zu können.

Zusammenarbeit über die 
Sprachbarriere hinweg
Im Bezirk Leuk sind heute  
13 Prozent der Einwohner fran-
zösischer Muttersprache. In  
Siders sprechen 8,8 Prozent 
hauptsächlich deutsch.

Aufgrund dessen wollen die 
Präfekten der beiden Bezirke, 
Edi Kuonen für Leuk und Jean-

Marie Viaccoz für Siders, eine 
mögliche Zusammenarbeit 
prüfen und, wie sie sagen, der 
Bevölkerung und kommenden 
Generationen die Möglichkeit 
geben, sich sowohl im deutsch- 
als auch im französischsprachi-
gen Teil des Kantons zurecht-
zufinden.

Dafür haben sie das Forum 
für die Zweisprachigkeit in Biel 
mit dem Projekt Zweisprachig-
keitsbarometer beauftragt. Das 
Forum für die Zweisprachigkeit 
ist seit 25 Jahren in der Förderung 
der Zweisprachigkeit aktiv und 
hat Projekte in den Regionen Biel 
und Bern durchgeführt.

Mit dem Zweisprachigkeits-
barometer soll das Interesse der 
Bevölkerung an der Zweispra-
chigkeit gemessen und schliess-

lich konkrete Vorschläge für  
die Förderung und Umsetzung 
eruiert werden.

Mittels eines Online-Frage-
bogens wird die erwachsene Be-
völkerung der beiden Bezirke 
zur aktuellen Situation in Bezug 
auf die Zweisprachigkeit be-
fragt. In drei Workshops zwi-
schen Siders und Leuk sollen die 
Resultate der Umfrage vertieft 
werden. Erste Ergebnisse sind 
bis Ende November zu erwar-
ten, der Abschlussbericht liegt 
im Januar 2022 vor.

Und was, wenn das Interes-
se der Bevölkerung doch nicht 
so gross ist wie erwartet oder 
erhofft? Auch daraus liessen 
sich Schlüsse ziehen, sagte Vi-
accoz, und Ansätze, um die 
Zweisprachigkeit trotz allem zu 

fördern. Denn letztlich ist dies 
das erklärte Ziel des Staatsrats. 
«Wir haben zu lange nichts ge-
macht, hatten die Sensibilität 
für dieses Thema nicht», sagte 
Christophe Darbellay. Trotz 
Förderungsabsicht soll die 
Zweisprachigkeit nun nicht mit 
dem Brecheisen durchgesetzt 
werden. «Wir können sie nicht 
erzwingen», sagte Darbellay, 
«wir müssen die Bevölkerung 
motivieren.»

Das erklärte Ziel ist die Ver-
doppelung der Sprachaufenthal-
te im jeweils anderen Kantons-
teil von heute 10 auf 20 Prozent. 
Einen Zeitraum für die Errei-
chung dieses Ziels wollte Chris-
tophe Darbellay nicht geben.

Adrien Woeffray

Edi Kuonen, Präfekt des Bezirks 
Leuk.
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